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k~ÅÜëíÉìÉêå=áëí=åçíïÉåÇáÖ=

Die „Bürgergesellschaft“ scheint als Thema der 
Politik und der damit verbundenen medialen 
Öffentlichkeit den Zenit ihrer politischen Hoch-
konjunktur überschritten zu haben. Dabei wur-
de die Thematik mit dem Regierungsantritt von 
Rot-Grün prominent auf die Agenda gesetzt. Die 
Enquête-Kommission „Zukunft des Bürgerschaft-
lichen Engagements“ des Deutschen Bundesta-
ges hat nach zweijähriger Arbeit im Juni 2002 
ihren umfangreichen Bericht vorgelegt. In die-
sem Bericht wird das bürgerschaftliche Engage-
ment in Deutschland detailliert ausgeleuchtet, 
und es wird ein umfangreicher Katalog von re- 

formpolitischen Empfehlungen zur Förderung 
des bürgerschaftliches Engagements vorgelegt, 
der von Entbürokratisierung über stiftungsrecht-
liche Aspekte bis hin zu Versicherungsfragen 
reicht. Auf diese Weise sollten Hinweise gegeben 
werden, wie Gelegenheitsstrukturen geschaffen, 
Hindernisse für Engagement beseitigt und Ak-
tivitätswünsche unterstützt werden können. 

Doch weder die Agenda 2010, noch die Regie-
rungserklärung des Kanzlers vom 25. März 
2004 haben des Thema weiterverfolgt. Im Bun-
desfamilienministerium wurde die Arbeitsgrup-
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pe Engagementpolitik aufgelöst. Sowohl der Un-
terausschuss „Bürgerschaftliches Engagement“ 
des Deutschen Bundestages, der erstmalig in der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland un-
mittelbar in der Folge einer Enquête-Kommis-
sion eingesetzt wurde, ebenso wie das im selben 
Zusammenhang ins Leben gerufene „Bundes-
netzwerk Bürgerschaftliches Engagement (BBE)“ 
mühen sich seither redlich mit konkreten tech-
nischen Fragen zur Engagementförderung. 

Man könnte diese heutige Situation deuten als 
Abschlussphase einer politischen Ansage, die 
ihren Kurswert verloren hat. Ich sehe eher einen 
Stillstand, der von Anfang an in der politischen 
Verengung des Themas begründet lag: Beide 
Koalitionsparteien haben im Bericht der Enquête-
Kommission bei ihren Zugängen zum bürger-
schaftlichen Engagement Bezug genommen auf 
zivilgesellschaftliche Diskurse. Wenn auch mit 
unterschiedlichen Akzentuierungen, wurden die 
Chancen der Zivilgesellschaft zur gesellschaftli-

chen Integration vor dem Hintergrund von Indi-
vidualisierung und Globalisierung diskutiert und 
notwendige Voraussetzungen dazu benannt. Da-
bei ist ein wichtiger Bereich unterbelichtet ge-
blieben: Die sozialen Voraussetzungen der Bür-
gergesellschaft. Dieses Ausblenden kennzeich-
net den gesamten Bericht, bei der Bestandsauf-
nahme wie bei den Empfehlungen. Das ist fol-
genreich für die heutige Engagementpolitik, weil 
mit dem Endbericht der Enquête-Kommission 
den weiteren Diskussionen eine Richtung gege-
ben wurde, die ich für dringend korrekturbe-
dürftig halte. Denn wichtige gesellschaftspoliti-
sche Fragen sind in den bisherigen Diskussionen 
ausgeblendet geblieben. Das Thema hat eine 
stark entpolitisierte Form bekommen. Und es 
fehlen weitgehend Anknüpfungen an die ak-
tuellen Themen der Politik. 

Im folgenden spreche ich einige Fragen an, die 
die Bürgergesellschaft zentral betreffen und drin-
gend weitere öffentliche Diskussionen verdienen. 

sçê~ìëëÉíòìåÖÉå=ÇÉê=_ΩêÖÉêÖÉëÉääëÅÜ~Ñí=

Ich will nicht bestreiten, dass Aufwandsentschä-
digung für Ehrenamtliche, Fahrtkosten und Ver-
sicherung, Stiftungsrecht und Ähnliches verbes-
serte Rahmenbedingungen für bürgerschaftliches 
Engagement schaffen. Doch während an der 
Lösung derartiger Probleme gearbeitet wurde, 
ist zugleich von der Politik, die inzwischen „For-
dern statt Fördern“ zu ihrem Credo machte, das 
Austrocknen oder die Zerstörung von Grund-
lagen der Bürgergesellschaft billigend in Kauf 
genommen oder sogar angestrebt worden. Ich 
verkenne nicht, dass hier die Wirtschaft drängte, 
die zwar gerne jeden Standortvorteil und jede 
Subvention mitnimmt, aber zugleich mit dem 
ideologischen Verweis auf den internationalen 
Wettbewerb kontinuierlich auf die Umvertei-
lung von unten nach oben hinarbeitet. 

Bürgergesellschaft gibt es nicht voraussetzungs-
los. Als eigenständige gesellschaftliche Sphäre 
neben Staat, Markt und Familie ist die Bürger-
gesellschaft vor allem dadurch gekennzeich-
net, dass sich in ihr Bürgerinnen und Bürger 
auf gleicher Augenhöhe freiwillig begegnen. 

jáåÇÉëíäçÜå=

Faktisch werden wir ab 2005 Bürgerinnen und 
Bürger zweiter Klasse haben, wenn Arbeitslo-
sengeld (ALG) II und verschärfte Zumutbar-
keitsregelungen greifen. Wenn Menschen nach 
einem Jahr Arbeitslosigkeit in die Armut fallen 
und jede Beschäftigung unter Qualifikation und 
weit unter Tarif annehmen müssen, ist es mit 
der Würde des Einzelnen nicht mehr weit her. 
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Es geht hier nicht um das Argument, dass bür-
gerschaftliches Engagement Ressourcen braucht, 
sondern es geht um die gleiche Augenhöhe, 
die den Betroffenen genommen wird, wenn sie 
zu Unzumutbarem nicht mehr „nein“ sagen 
können. Ich bleibe hier bei der gewerkschaftli-
chen Grundüberzeugung, dass geeignete Siche-
rungen den Menschen diese Würde (und eine 
materielle Grundausstattung) garantieren müs-
sen. 

pçòá~äÉ=fåíÉÖê~íáçå=ÇìêÅÜ=
ÄΩêÖÉêëÅÜ~ÑíäáÅÜÉë=båÖ~ÖÉãÉåí=

Inzwischen hat sich weitestgehend die Auffas-
sung durchgesetzt, dass bürgerschaftliches En-
gagement Erwerbsarbeit nicht ersetzen kann. 
Auch der Bericht der Enquête-Kommission ist 
dieser Auffassung gefolgt. ABM und SAM haben, 
rückblickend betrachtet, eine Art Bürgergeld ge-
bildet, mit der gemeinnützige Arbeiten geleistet 
wurden. Das gilt auch für Beschäftigungsgesell-
schaften. Alle diese Förderstrukturen wurden 
oder werden weitestgehend zugunsten eines 
Marktes, der vorgeblich alles besser richten kön-
nen soll, zurückgefahren. Vor dem Hintergrund 
der aktuellen Arbeitsmarktsituation sollte die 
Politik hier ihre Leitorientierung neu justieren. 

Ich könnte mir außerdem vorstellen, verstärkt 
über Möglichkeiten nachzudenken, Erwerbs-
lose durch bürgerschaftliches Engagement in 
soziale Zusammenhänge zu integrieren, sozia-
le Kompetenzen zu erhalten etc. Voraussetzung 
dazu ist strikte Freiwilligkeit. Ich halte nichts 
von Vorschlägen, die eine Grundfinanzierung 
mit dem Zwang zum „bürgerschaftlichen En-
gagement“ verbinden. Hier sollte über die In-
stitutionalisierung einer Struktur nachgedacht 
werden, die sowohl Erwerbslose, als auch Trä-
ger informiert und vermittelt. Ich denke dabei 
an inhaltlich sinnvolle Tätigkeiten, die sich die 
Erwerbslosen selbst auswählen könnten. Ge-

meinnütziges Müllaufsammeln hat noch nieman-
den sozial oder beruflich reintegriert. Sofern es 
die Haushalte nur irgend zulassen, sollte ein sol-
ches freiwilliges Engagement mit einer finan-
ziellen Gratifikation zusätzlich zu ALG II oder 
Sozialhilfe verbunden werden. 

_ΩêÖÉêÖÉëÉääëÅÜ~Ñí=~äë=^ìëÑ~ääÄΩêÖÉ=

Allen gegenteiligen Beteuerungen zum Trotz ist 
es doch so gekommen, dass von der Bürgerge-
sellschaft mehr und mehr erwartet wird, sie sol-
le als Ausfallbürge für Sozialabbau herhalten. 
Eine Entwicklung dieser Art muss man heute 
nicht mehr befürchten, weil das Befürchtete 
längst eingetreten ist. Dies gilt es umzukehren, 
wenn die Bürgergesellschaft nicht nur ein mo-
disches Schlagwort sein soll. Einen Anfang da-
zu werden wir mit der Tagung „Lokale Bünd-
nisse und bürgerschaftliches Engagement“ im 
Herbst 2004 machen. 

^êãìí=

In diesem Zusammenhang halte ich die Armut, 
die gerade mit der Einführung von ALG II und 
den neuen Zumutbarkeitsregelungen viele Men-
schen treffen wird, für ein dringendes Problem, 
das nicht länger verdrängt werden darf. Mehr 
als 1,5 Millionen Kinder werden ab dem nächs-
ten Jahr auf Sozialhilfeniveau leben müssen. Wie 
stellt sich die Bürgergesellschaft zu der Tatsa-
che, dass die gesellschaftlichen Ungleichheiten 
immer stärker zunehmen, materieller Wohl-
stand, Bildung und Zukunftschancen immer 
stärker auseinanderdriften und für viele uner-
reichbar werden? Ich meine, dass die europäi-
sche Form der Bürgergesellschaft sich auf Basis 
großer sozialer Ungerechtigkeiten nicht weiter-
entwickeln lässt. Die Bürgergesellschaft kann 
nicht ausgleichen, was der Sozialstaat ver-
säumt. 
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hçããìå~äÑáå~åòÉå=

Auch für die Kommunalfinanzen gilt: Weil in-
zwischen vor allem aufgrund der Unternehmens-
steuerreform in den Kommunen fast überall 
Schmalhans Küchenmeister sein muss, können 
Kommunen kaum noch freiwilligen Aufgaben 
übernehmen. Darunter leidet das ganze bürger-
schaftliche Engagement. Das muss sich ändern! 

`çêéçê~íÉ=pçÅá~ä=oÉëéçåëáÄáäáíó=

Wir tun uns und dem bürgerschaftlichen Enga-
gement keinen Gefallen, wenn wir weiterhin an 
harmonisierenden Gesprächsstrategien festhal-
ten, die die Wirtschaft, was „Corporate Citizen-
ship“ betrifft, mit der Verlockung von Win-Win-
Situationen zum Jagen zu tragen versuchen. Bis-
her sind selbst diese vorsichtigen Gesprächsan-
gebote von den Unternehmensverbänden mit 
dem Verweis auf „Freiheit und Verantwortung“ 
beantwortet worden. Gemeint war damit: gebt 
uns Freiheit, dann übernehmen wir vielleicht 
Verantwortung, beantwortet worden. Typisches 
Beispiel dieser Argumentationsfigur ist das Ver-
halten der Wirtschaft zur Ausbildungsabgabe: 
Nur bei Enthaltsamkeit des Gesetzgebers sei 

man bereit, über freiwillige Regelungen nachzu-
denken. Die Wirtschaft denkt im Zeitalter hoch-
mobiler Geldströme in Quartalsabschlüssen. Die 
Zyklen, innerhalb derer in den Bilanzen Erfolge 
verkauft werden, sind noch kürzer als in der 
Politik, bei der es immerhin um Zyklen bis zu 
den nächsten Wahlen geht. Aus der Sicht der 
Bürgergesellschaft ist es deshalb alternativlos, 
Corporate Social Responsibility einzufordern 
und neue, im wesentlichen internationale Rege-
lungen zur Einhegung des Kapitalismus zu fin-
den. Die negativen Auswüchse der ökonomi-
schen Globalisierung, wie Lohndumping, unzu-
mutbare Arbeitsbedingungen und Kinderarbeit, 
lassen sich nur international korrigieren. Es kann 
nur im Interesse der Regierungen sein, wenn 
die internationale Bürgergesellschaft solche 
Formen der Regulierung in Form von Corpo-
rate Governance anstrebt und Änderungsdruck 
ausübt, denn der standortbezogene Unterbie-
tungswettbewerb ist jetzt schon in seinem rui-
nösen Stadium angekommen. Auch die Ge-
werkschaften werden dazu mit ihren bestehen-
den internationalen Strukturen, die in Zukunft 
stärker genutzt werden müssen, ihren Beitrag 
leisten. 

fååçî~íáçå=ìåÇ=báÖÉåîÉê~åíïçêíìåÖ=

Innovation ist eines der neuen politischen Schlag-
wörter. Die Initiative „Partner für Innovation“ 
arbeitet derzeit an Skizzen für Leitbilder. In sol-
chen ersten Skizzen kann man lesen, wie Ar-
beits- und Lebenswelt in der Zukunft zueinan-
der rücken, dass Familie und soziale Beziehun-
gen Quelle der Inspiration werden sollten. Bil-
dung und Wissenserwerb beschränken sich dann 
nicht mehr auf gewisse Lebensabschnitte. Auch 
im lebensweltlichen Bereich sollten Innovations-
beispiele gefunden werden, beispielsweise bei 

privat organisierter Kinderbetreuung oder in 
sinnstiftenden Lebensentwürfen von Senioren. 
Neue soziale Arrangements sollen gefunden wer-
den, um Kreativität und Lebensqualität zu stei-
gern. Die Menschen müssten stärker als Inno-
vationsträger aktiviert werden. Damit ist die 
Anforderung verbunden, individuelle Bereit-
schaft zur Übernahme von Verantwortung zu 
entwickeln. Dies sollte entscheidend sein für In-
novation als gesamtgesellschaftliches Anliegen. 
Andernfalls, so wird skizziert, würden sich Tei-
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le der Bevölkerung „abkoppeln“. Die Chance 
wird gesehen, die Aufgabenverteilung zwischen 
Staat und Bürger zu reorganisieren. Der Staat 
könnte sich zurückziehen, die Bürger füllten die 
entstehenden Handlungsspielraum eigenverant-
wortlich aus. Weniger Staat könnte so nicht als 
weniger Sicherheit, sondern als Zugewinn an 
Freiheit und Handlungskompetenz verstanden 
werden. 

Nachtigall, ick hör dir trapsen: Von solchen Ent-
würfen ist auch die Bürgergesellschaft tangiert. 
Sie wird offenbar als bloße Ressource begrif-
fen, die es im Interesse der Innovation zu ko-
lonialisieren gilt, und als Ressource für eine 
radikale Individualisierung und Verlagerung 
von gesellschaftlicher Verantwortung auf die 
Einzelnen. Teilen wir diese Entwicklungsper-
spektive für die Bürgergesellschaft? 

aáÉ=_ΩêÖÉêÖÉëÉääëÅÜ~Ñí=~äë=Éáå=ïÉêíçêáÉåíáÉêíÉë=hçåòÉéí=

In all diesen und weiteren Fragen wäre es drin-
gend erforderlich, dass die Bürgergesellschaft 
sich zu Wort meldet. Denn die Bürgergesell-
schaft erschöpft sich eben nicht im Abarbeiten 
technischer Fragen zur Engagementförderung. 
Selbstverständlich geht es auch um engagement-
förderliche Regularien, aber Bürgergesellschaft 
benötigt auch dringend eine belastungsfähige 
soziale Infrastruktur. Fragen diskriminierender 
Ungleichbehandlung gehören auf die Tagesord-
nung. Der institutionalisierte Diskurs innerhalb 
der Bürgergesellschaft darf sich nicht mehr län-
ger darauf beschränken, neue Fördermöglich-
keiten für das bürgerschaftliche Engagement zu 
diskutieren, wenn die Bürgergesellschaft in ih-
ren Fundamenten massiv beschädigt wird. In 
diesen Diskussionen dürfen auch Konflikte nicht 
länger gescheut werden. Wir werden um eine 
Wertediskussion nicht herumkommen. Denn 
bei der Bürgergesellschaft geht es um ein wert-
orientiertes Politikkonzept. Dabei brauchen 
wir nicht nur eine neue Selbstverständnisdis-
kussion im Verhältnis von Staat und Bürgern, 
sondern auch eine neue Selbstverständlichkeit, 
dass der Kapitalismus einer institutionellen Re-
gulierung bedarf. Die Massenproteste vom 1. 
November 2003 und vom 3. April 2004 haben 
gezeigt, dass die Menschen sich Alternativen zur 
derzeitigen Politik und zu den derzeitigen öko-

nomischen Verhältnissen wünschen. Diese Ver-
antwortung müssen wir als Bürgergesellschaft 
annehmen. 

Das Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Enga-
gement könnte in Deutschland für derartige Dis-
kussionen gar kein so schlechter Ort sein: Mir 
scheint, dass die Mehrzahl der im BBE vertre-
tenen Verbände des bürgerschaftlichen Engage-
ments belastbar für eine Haltung der Solidarität 
eintreten. Ich bin deshalb dafür, uns nicht im 
Kleinklein von Regelungsvorschlägen zur Ehren-
amtsförderung zu verlieren, sondern politisch 
im Sinne der Bürgergesellschaft zu agieren. Wir 
sind damit Stimme für Arbeit und soziale Ge-
rechtigkeit und Anwalt der solidarischen Bür-
gergesellschaft. 

wìã=^ìíçê=

jáÅÜ~Éä=pçããÉê= áëí= ëÉáí=OMMO=sçêëáíòÉåÇÉê=ÇÉë=
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Die Förderung der Bürgergesellschaft bleibt ein zentrales Thema der aktuellen Reformdebatte. Der 
Arbeitskreis „Bürgergesellschaft und Aktivierender Staat“ ist in diesem Diskurs seit langem ein Fo-
rum, das reformpolitisch relevante Themenstellungen aufgreift, analysiert und in der politischen De-
batte Stellung bezieht. Damit soll ein Beitrag geleistet werden, ein Netzwerk für die politische Bera-
tung institutioneller Reformpolitik aufzubauen und dessen Überlegungen der Politik vorzustellen. 
Der Arbeitskreis versteht sich insofern als kritischer Impulsgeber für die öffentliche Reformdebatte. 

Anlass und Ausgangspunkt bildet das Interesse, die Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements 
und des darin liegenden Demokratisierungspotentials einerseits und die Staatsmodernisierung in 
Kategorien des aktivierenden Staates andererseits zusammenzubringen. Das Augenmerk des Arbeits-
kreises gilt in erster Linie der Stärkung der Bürgergesellschaft und entsprechender Partizipations-
chancen: Diese Perspektive bestimmt die zu formulierenden Modernisierungsanforderungen an 
staatliche Instanzen und Akteure. 

Die persönlich eingeladenen Mitglieder des Arbeitskreises reflektieren den interdisziplinären Ar-
beitsansatz: Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat Persönlichkeiten aus Politik, Verwaltung und Wissen-
schaft, Wirtschaft, Medien, Verbänden und anderen gesellschaftlichen Organisationen gewinnen 
können, ihre fachlichen und persönlichen Erfahrungen dem Arbeitskreis zur Verfügung zu stellen. 
Neben diesen ständigen Teilnehmern werden zu den jeweiligen Themen Einladungen an einen the-
menspezifisch kompetenten Adressatenkreis ausgesprochen. 

In regelmäßigen Sitzungen diskutiert der Arbeitskreis Themen, die der praktischen Umsetzung bür-
gerschaftlichen Engagements sowie der Handlungsempfehlungen der Enquetekommission des 14. 
Deutschen Bundestages zur „Zukunft des bürgerschaftlichen Engagements“ förderlich sind. Sie wer-
den zudem auf Fachkonferenzen, öffentlichen Veranstaltungen oder über Analysen und Gutachten 
aufgegriffen und vom Arbeitskreis kritisch begleitet. Zugleich dient dieser Gesprächszusammenhang 
dem Informations- und Erfahrungsaustausch und der Vernetzung seiner Mitglieder und ihrer Praxis-
felder. 

Der Arbeitskreis wird geleitet von Dr. Michael Bürsch, MdB (Vorsitzender der Enquetekommission 
des 14. Deutschen Bundestages) und koordiniert von Albrecht Koschützke, Friedrich-Ebert-Stiftung. 

Ausführliche Informationen, Kontaktpersonen, Konzeptskizzen, Progress Reports, Ergebnisse der 
Plenardebatten und Sitzungen der Arbeitsgruppen sind auf den Internetseiten des Arbeitskreises do-
kumentiert. Die Publikationen sind abzurufen unter www.fes.de/buergergesellschaft – „Analysen“ – 
„Analysen des Arbeitskreises“ oder unter http://www.fes.de/library/ask_digbib.html. 
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